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doss ier Embargo. Das Spiel mit der Drohung

Wie lässt sich die Verletzung von Menschenrechten
ahnden? Durch Embargos, sagen die Mächtigen.
Dabei ist klar, dass diese oft ihr Ziel verfehlen.
Weniger klar ist, ob die Schweiz dennoch mitmachen
soll.

2 Empörung ist die
Leidenschaft des Schwachen

Die Schweiz hat ihre Aussen- und ihre
Aussenwirtschaftspolitik parallel und in gegenseitiger
Koordinierung geführt, ohne dabei Unterstellungen

zu schaffen. Sie ist damit gut gefahren. Unser

Grundmuster lautete: Keine wirtschaftlichen
Mittel zur Erreichung politischer Ziele, keine
politischen Mittel zur Erreichung wirtschaftlicher
Ziele. Diese Regel machte die schweizerischen
Aussenbeziehungen berechenbar und entzog sie

der Erpressbarkeit; sie hatte eine Linie und wurde
von Parlament und Volk mitgetragen.

Diese Politik ist aus dem Selbstschutz vor
den Grossmächten und aus der Bescheidung
erwachsen, dass wir weder über die wirtschaftlichen
Mittel verfügen, die Welt politisch zu verändern,
noch die politischen Mittel zur Hand haben, um
das wirtschaftliche Fehlverhalten in der Welt zu
korrigieren. Diese Politik war jene des Bundesrates

und des Parlaments. Die Verwaltung hat sie

als Instruktion der Regierung umgesetzt. Heute
ist diese Trennung nicht mehr so evident, was

unseren Partnern nicht verborgen geblieben ist. Sie

ergreifen die Chance, uns politisch unter Druck
zu setzen, damit wir unsere wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen ihren Wünschen anpassen.

Dies festgestellt, stehen in der Werteskala die
Menschenrechte eindeutig über der
Aussenwirtschaftspolitik. Den Vorrang der Menschenrechte

hat Botschafter August R. Lindt schon an der

Uno-Menschenrechtskonferenz vom 2. Mai 1968
in Teheran festgehalten, als er in seiner Erklärung
ausführte: «…toute la tradition démocratique et

humanitaire de mon pays repousse l’image d’une

société telle que l’a créée l’apartheid. Les autorités
suisses ne peuvent dès lors que condamner moralement

ce système.»1

Die Grundfrage lautet handelspolitisch somit
folglich: Soll der Handel mit Ländern unterbunden

werden, welche die Menschenrechte missachten?

Von 1945 bis zum Irak-Embargo war die
Antwort des Bundesrates eindeutig: Verurteilung
der Menschenrechtsverletzungen, keine Waffenexporte

in Krisengebiete, im übrigen Festhalten
an der Universalität unserer Aussenwirtschaftsbeziehungen,

wenn nötig unter Einführung des

courant normal, um nicht zur Drehscheibe und
zum Profiteur von Sanktionen anderer zu werden.

Allein, schon in der ersten Uno-Botschaft
steht ein Satz, der besagt, dass sich die Schweiz
Sanktionen nicht werde entziehen können, wenn
dereinst die gesamte Weltgemeinschaft solche
beschliessen sollte, gleich ob sie Mitglied der Uno
ist oder nicht.2 Dieser Fall ist mit dem
irakischkuwaitischen Krieg schneller eingetroffen, als wir
damals gedacht hatten, und er hat sich gegenüber
Restjugoslawien wiederholt. In beiden Fällen
ging es rechtlich um Sanktionen gegen Friedensbrecher,

nicht um Sanktionen gegen
Menschenrechtsverletzer, wiewohl das erstere das letztere
impliziert hat.

Franz Blankart

1) François Pictet: «La
conférence de Téhéran
sur les droits de
l’homme» In: R.
Wilhelm et al. Hrsg.):
« August R. Lindt.
Patriot und
Weltbürger» Bern:
Haupt, 2002.

2) «Bundesblatt» 1982
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